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39. Gesetz zur Änderung des Diözesangesetzes über die Verwaltung 
des Vermögens des Bistums Dresden-Meißen (DVVG) in der 
Fassung vom 18. Oktober 2024  

 
Im Zuge der Neuaufstellung und Verschlankung der Gremienstruktur sowie der Deka-
natsreduzierung im Bistum Dresden-Meißen zum Jahreswechsel 2025/2026, werden 
Anpassungen an die Bestimmungen zur Berufung der Mitglieder des Vermögensver-
waltungsrates erforderlich.  
Mit Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Dresden-Meißen treten 
folgende Änderungen in Kraft: 

1. Artikel 1, §1, Absatz 1, Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Der Diözesanvermögensverwaltungsrat nimmt zusammen mit dem Diözesan-
bischof die Kontrolle über die Verwaltung der zeitlichen Güter durch Beratung und 
Ausübung von Anhörungs- und Zustimmungsrechten wahr.“ 

2. In Artikel 1, §2, Absatz 2, Nr.2 und Nr.3 wird der Passus „Partikularnorm der 

deutschen Bischofskonferenz Nr.19“ wie folgt ersetzt: 

„Generaldekrete der Deutschen Bischofskonferenz zu cc. 1272, 1277 Satz 1, 2. 
Halbsatz, 1292, 1295 und 1297 CIC“ 

3. Artikel 1, §3, Absatz 2, Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Er kann zur Erledigung dieser Aufgabe einen aus drei Mitgliedern des 
Diözesanvermögensverwaltungsrates bestehenden Ausschuss einrichten.“ 

4. In Artikel 1, §5, Satz 1, f) wird folgender Passus ersatzlos gestrichen: 

„lit. b) und c)“ 
5. Artikel 1, §6, Absatz 2 a-c wird wie folgt neu gefasst: 

„a. Ein Mitglied nach Präsentation durch den diözesanen Katholikenrat, 
welches diesem jedoch nicht angehören muss; 

b. Zwei Mitglieder nach Präsentation durch den Diözesanpastoralrat im Bistum 
Dresden-Meißen, die diesem jedoch nicht angehören müssen; 

c. Einen Diözesanpriester des Bistums Dresden-Meißen nach Präsentation 
durch den Priesterrat, der diesem jedoch nicht angehören muss;“ 

6. In Artikel 1, §6, Absatz 3 a-c wird folgender Passus ersatzlos gestrichen: 

„lit. a) – c)“ 
7. Artikel 1, §9, Absatz 1, Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Pflicht zur Verschwiegenheit und besonderen Sorgfalt im Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten besteht insbesondere im Hinblick auf Personalange-
legenheiten, das Steuergeheimnis (§30 AO), das kirchliche Meldewesen und den 
Kirchlichen Datenschutz.“ 
 
Dresden, den 5. Juni 2026 
         L.S. 
gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
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40. Regional-KODA Nord-Ost:  
Beschluss 1/2026 der Regional-KODA Nord-Ost vom 26.03.2026  

In der Sitzung am 26.03.2026 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost Folgendes 
beschlossen: 
 

I. Änderungen in der DVO 
 
1. Änderung § 20 DVO (Jahressonderzahlung) 
 
§ 20 wird wie folgt neu gefasst: 
„§ 20 Jahressonderzahlung 
(1) Ein Mitarbeiter, der am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis steht, hat Anspruch auf eine 

Jahressonderzahlung. 
(2) (Dieser Absatz wird angewendet ab 1. Januar 2026.) 

Die Jahressonderzahlung beträgt 85 Prozent des dem Mitarbeiter in den Kalender-
monaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlten monatlichen Ent-
gelts; unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit 
gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und 
Mehrarbeit) und Leistungsentgelt.  
Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September.  
Bei einem Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis nach dem 30. September begonnen 
hat, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des 
Arbeitsverhältnisses. In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes 
während des Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäf-
tigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäfti-
gungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit. 
Protokollerklärung zu Absatz 2: 
Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die 
gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei 
einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. Ist im Bemessungszeitraum nicht für 
alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei 
Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 
30,67 multipliziert. Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, blei-
ben hierbei unberücksichtigt. Besteht während des Bemessungszeitraums an weni-
ger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem 
für alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 

(3) (weggefallen) 
(4) Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden 

Kalendermonat, in dem ein Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung 
des Entgelts nach § 21 hat. Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, 
1. für die ein Mitarbeiter kein Tabellenentgelt erhalten hat wegen 

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 
1. Dezember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenom-
men haben, 

b) Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 
c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-

gesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn 
am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat; 
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2. in denen einem Mitarbeiter Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen 
der Höhe des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt 
worden ist. 

(5) Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 
Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt 
ausgezahlt werden. 

(6) (aufgehoben mit Wirkung vom 1. Januar 2026) 
(7) Die Jahressonderzahlung erhöht sich um 25,56 Euro für jedes Kind, für das dem 

Mitarbeiter Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundes-
kindergeldgesetz zugestanden hat oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder des 
§ 65 Einkommensteuergesetz oder des § 3 oder des § 4 Bundeskindergeldgesetz 
zugestanden hätte.“ 

 
2. Aufnahme § 29a DVO (Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung) 
a) Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe „§ 29 Arbeitsbefreiung“ in einer neuen 

Zeile die Angabe „§ 29a Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung“ eingefügt. 
b) Nach § 29 wird folgender § 29a eingefügt: 

„§ 29a Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung 
(1) Mitarbeiter können bis zum 1. September des jeweiligen laufenden Kalender-

jahres in Textform geltend machen, einen Teil der ihnen nach § 20 zustehenden 
Jahressonderzahlung in bis zu drei Arbeitstage (Tauschtage) umzuwandeln, für 
die ihnen im darauffolgenden Kalenderjahr volle freie Tage unter Fortzahlung des 
Entgelts gemäß § 21 gewährt werden. 

(2) Die Berechnung des Wertes eines Tauschtages erfolgt auf Stundenbasis (§ 24 
Absatz 3 Satz 3). Bemessungsgrundlage für die Berechnung dieses Wertes ist 
das durchschnittliche monatliche Entgelt nach § 20 Absatz 2 Satz 1. Die Jahres-
sonderzahlung nach § 20 vermindert sich um den Betrag, der dem Wert der nach 
Absatz 1 geltend gemachten Anzahl der Tauschtage entspricht (Umwandlungs-
betrag). Maßgebend für die Berechnung nach den Sätzen 1 bis 3 sind die 
Verhältnisse am 1. September des laufenden Kalenderjahres. 
Protokollerklärungen zu Absatz 2: 
1. Bei der Berechnung des Wertes eines Tauschtages wird die maßgebende 

Anzahl der Stunden ermittelt, indem die individuell vereinbarte regelmäßige 
durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit durch die sich aus der Verteilung 
der wöchentlichen Arbeitszeit ergebende Anzahl der vereinbarten Arbeitstage 
pro Kalenderwoche geteilt wird. Anschließend wird die Anzahl der Stunden 
mit der nach Absatz 1 geltend gemachten Anzahl der Tauschtage verviel-
facht. Für die Berechnung des Umwandlungsbetrages wird das nach Absatz 2 
Satz 2 ermittelte durchschnittliche monatliche Entgelt durch das 4,348-fache 
der vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit geteilt (§ 24 Ab-
satz 3 Satz 3). Das danach errechnete Stundenentgelt wird anschließend mit 
der Gesamtzahl der Stunden für die geltend gemachte Anzahl von Tausch-
tagen vervielfacht. 

2. Sofern der Gesamtbetrag nach Ziffer 1 Satz 4 die Höhe der Jahressonder-
zahlung in dem Jahr der Geltendmachung übersteigt, vermindert sich die 
geltend gemachte Anzahl an Tauschtagen, bis die Höhe der Jahressonder-
zahlung zur Gewährung voller Tauschtage ausreicht. In diesem Fall 
vermindert sich die Jahressonderzahlung nach § 20 nur um den Betrag, der 
dem Wert der Tauschtage gemäß Satz 1 entspricht. 

(3) Die Tauschtage müssen im folgenden Kalenderjahr (Kalenderjahr, das auf die 
Antragstellung nach Absatz 1 folgt) gewährt werden. Bei der Festlegung der 
Tauschtage sind die Wünsche der Mitarbeiter zu berücksichtigen, sofern diesen 
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keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. Die Mit-
arbeiter sollen dem Dienstgeber ihre Wünsche zur zeitlichen Lage der Tausch-
tage spätestens vier Wochen vor der geplanten Inanspruchnahme mitteilen. 

(4) Tauschtage, die nicht innerhalb des in Absatz 3 genannten Zeitraums in An-
spruch genommen werden, verfallen. Eine finanzielle Abgeltung der Tauschtage 
ist ausgeschlossen. Können vom Dienstgeber bewilligte Tauschtage wegen einer 
unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeits-
unfähigkeit oder wegen der Geltendmachung von dringenden betriebli-
chen/dienstlichen Gründen durch den Dienstgeber an dem entsprechenden 
Tag/den entsprechenden Tagen nicht in Anspruch genommen werden und kann 
in dem verbleibenden Zeitraum nach Absatz 3 Satz 1 keine Ersatzfreistellung 
erfolgen, besteht für diese ansonsten mit Ablauf dieses Kalenderjahres verfallen-
den Tauschtage ein entsprechender Ausgleichsanspruch in Geld; maßgebend ist 
dabei der zum Zeitpunkt der Umwandlung der Jahressonderzahlung nach 
Absatz 2 ermittelte Umwandlungsbetrag.“ 

 
3. Änderung § 10a der Anlage 6 zur DVO (Familienheimfahrten) 
§ 10a der Anlage 6 zur DVO wird wie folgt geändert: 
Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
„Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte zum Wohnort der 
Eltern, der Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten oder des Lebenspartners werden 
den Auszubildenden monatlich einmal die im Bundesgebiet entstandenen notwendigen 
Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des 
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschlä-
ge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahr-
karten, Monatsfahrkarten, Bahn-Card) sind auszunutzen.“ 
In Satz 3 werden nach den Worten „am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte“ die Worte 
„oder der auswärtigen Berufsschule“ gestrichen. 
 
3. Änderung des § 39 DVO 
In § 39 Absatz 7 DVO wird die Angabe „1. Dezember 2025“ durch die Angabe „1. April 
2026“ ersetzt. 
 

II. Inkrafttreten 
 
Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 1. April 2026 in Kraft.  
 
Dieser Beschluss wird hiermit für das Bistum Dresden-Meißen im Kraft gesetzt.  
 
Dresden, den 2. Juni 2026  
         L.S.  
gez. + Heinrich Timmerevers  
Bischof von Dresden-Meißen  
 
 

41. Regional-KODA Nord-Ost:  
Beschluss 2/2026 der Regional-KODA Nord-Ost vom 26.03.2026  

In der Sitzung am 26.03.2026 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost Folgendes 
beschlossen: 
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III. Änderungen in der DVO (Verweise Mutterschutzgesetz) 

 
1. § 17 Absatz 3 Buchstabe a) wird neu gefasst: 

„Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz“  
2. § 18 Absatz 7 Buchstabe b) wird neu gefasst: 

„Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz unterliegt,“ 
3. Anlage 3 zur DVO § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

Gestrichen wird „eines Beschäftigungsverbotes nach § 6 Absatz 1 Mutterschutz-
gesetz“ und durch „eines Beschäftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz“ 
ersetzt. 

4. Anlage 6 zur DVO § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

Gestrichen wird „Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des 

Mutterschutzgesetzes“ und durch „Beschäftigungsverboten nach dem Mutter-

schutzgesetz“ ersetzt. 

5. Anlage 7 zur DVO § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

Gestrichen wird „Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des 

Mutterschutzgesetzes“ und durch „Beschäftigungsverboten nach dem Mutter-

schutzgesetz“ ersetzt. 

 
IV. Änderung des § 39 DVO 

In § 39 Absatz 7 DVO wird die Angabe „1. Dezember 2025“ durch die Angabe „1. April 
2026“ ersetzt. 
 

V. Inkrafttreten 
Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 01.04.2026 in Kraft. 
 
Dieser Beschluss wird hiermit für das Bistum Dresden-Meißen im Kraft gesetzt.  
 
Dresden, den 2. Juni 2026  
         L.S.  
gez. + Heinrich Timmerevers  
Bischof von Dresden-Meißen  
 

42. Bekanntgabe nach § 4 Absatz 1 Entsendeordnung Regional-
KODA Nord-Ost  

Gemäß § 4 Absatz 1 Entsendeordnung Regional-KODA Nord-Ost wird bekannt gegeben, 
dass seitens der Gewerkschaften keine Vertreter für die Amtsperiode der IX. Regional-
KODA Nord-Ost in die Kommission entsandt wurden. 
 
Berlin, den 22. Juni 2026 
 
gez. Stephan Spies von Büllesheim 
Vorsitzender der Regional-KODA Nord-Ost 
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43. Personalia  

D i e t z s c h ,  Bettina  
Mit Wirkung zum 31. August 2026 bis zum Abschluss der zweiten Dienstprüfung als 
Gemeindeassistentin in der Pfarrei Hl. Familie Zwickau beauftragt. 
 
G ö m b i ,  Thomas, GRf  
Mit Wirkung zum 1. September 2026 als Seelsorger in der Justizvollzugsanstalt 
Hohenleuben beauftragt. 
 
K l e i n e r ,  Dr. Michael, Pf i R  
Mit Wirkung zum 30. Juni 2026 als Hausgeistlicher des Bildungsgutes Schmochtitz und 
als Rector ecclesiae der dortigen Kapelle St. Petrus und der Kirche St. Benno entpflichtet. 
 
K o c n e r ,  Matthias, Pf i R 
Mit Wirkung zum 1. Mai 2026 als Bischöflich Beauftragter für die Begleitung der Priester 
im Ruhestand ernannt. 
 
K ö s t ,  Konrad, Pf i R  
Mit Wirkung zum 1. Mai 2026 als Bischöflich Beauftragter für die Begleitung der Priester 
im Ruhestand ernannt. 
 
L e u s c h n e r ,  Andreas, tit. Pf  
Mit Wirkung zum 1. August 2026 von den Aufgaben in der Pfarrei St. Paulus in Döbeln 
entpflichtet und in den Ruhestand versetzt. 
 
L i  SVD, Dr. Paul Haiyan, P  
Mit Wirkung zum 31. Mai 2026 von allen priesterlichen Diensten und allen Beauftra-
gungen im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet und vom Orden abberufen. 
 
M a r g g r a f ,  Christoph, GRf 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2026 als Schulseelsorger am Peter-Breuer-Gymnasium in 
Zwickau entpflichtet. 
 
S c h i e r z ,  Bettina, GRf 
Mit Wirkung zum 5. Juli 2026 als Gemeindereferentin in der Pfarrei Hl. Maria Magdalena 
in Leipzig Ost beauftragt. 
 
T a e u b n e r  SJ, Stefan, P 
Mit Wirkung zum 31. Mai 2026 von allen priesterlichen Diensten und allen Beauftra-
gungen im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet und vom Orden abberufen. 
 
U l l r i c h  SJ, Josef, P 
Mit Wirkung zum 31. Juli 2026 von allen priesterlichen Diensten und allen Beauftra-
gungen im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet und vom Orden abberufen. 
 
W a l t e r ,  Marius 
Mit Wirkung zum 31. August 2026 bis zum Abschluss der zweiten Dienstprüfung als 
Gemeindeassistent in der Dompfarrei St. Petri Bautzen beauftragt. 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar  
des Bistums Dresden-Meißen 
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